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Anlage 1

Neufassung der Betriebssatzung des Eigenbetriebes der Universitats- und Hansestadt Greifswald
»~Hanse- Kinder*

Aufgrund des § 5 der Kommunalverfassung flr das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V S. 777), zuletzt gedndert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBI. M-V S. 467) und § 2 der Eigenbetriebs-
verordnung (EigvVO M-V) vom 14. Juli 2017 (GVOBI. M-V S. 206) wird nach Beschluss der
Burgerschaft der Universitats- und Hansestadt Greifswald vom 31.08.2020 folgende
Betriebssatzung des Eigenbetriebes der Universitats- und Hansestadt Greifswald ,,Hanse- Kinder*
erlassen:

8§ 1 Name und Rechtsstellung des Eigenbetriebes
1) Der Eigenbetrieb fiihrt den Namen ,Hanse-Kinder - Eigenbetrieb der Universitats- und
Hansestadt Greifswald®.
(2) Der Eigenbetrieb wird als Sondervermdgen ohne eigene Rechtspersonlichkeit auf der
Grundlage der gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser Betriebssatzung
gefuhrt.

§ 2 Gegenstand des Eigenbetriebes
(1) Gegenstand des Betriebes ist der Betrieb und die Bewirtschaftung von sozialen und
Bildungseinrichtungen, insbesondere Kindertageseinrichtungen in Tragerschaft der
Universitats- und Hansestadt Greifswald entsprechend den jeweils gliltigen Gesetzen sowie
die Verpflegung von Kindern im schulpflichtigen Alter.
(2) Der Eigenbetrieb nimmt alle den Betriebszweck fordernde und wirtschaftlich berihrende
Geschafte wahr. Er kann dazu auch Hilfs- und Nebengeschafte betreiben.

§ 3 Stammkapital
Es wird kein Stammkapital festgesetzt. Zum Zwecke der Aufgabenerfullung wurden dem
Eigenbetrieb Anlagevermogen und die dazugehdrigen Sonderposten Ubertragen.

§ 4 Leitung des Betriebes
Zur Betriebsleitung wird durch die Burgerschaft ein Betriebsleiter m/w/d) bestellt. Weiter wird
ebenfalls durch die Burgerschaft ein Stellvertreter der Betriebsleitung (m/w/d) als
Abwesenheitsvertretung bestellt.

§ 5 Vertretung des Betriebes

(1) Gesetzlicher Vertreter des Eigenbetriebes und Dienstvorgesetzter der Betriebsleitung ist der
Oberburgermeister.

(2) Die Betriebsleitung vertritt den Betrieb nach aufen. Die Vertretungsbefugnis umfasst
unbeschadet des Absatzes 1 alle Angelegenheiten, die in die Entscheidungszustandigkeit
der Betriebsleitung fallen. Der Betriebsleiter (m/w/d) und der Stellvertreter (m/w/d) sind
einzelvertretungsberechtigt, wobei der Umfang der Stellvertretung auf die Abwesenheit des
Betriebsleiters beschrankt ist.

(3) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des Eigenbetriebes fur einzelne oder sich
wiederholende Angelegenheiten und fir bestimmte Sachgebiete mit der Vertretung
beauftragen. Die Betriebsleitung unterzeichnet unter dem Namen des Eigenbetriebes ohne
Angabe eines Vertretungsverhaltnisses. Die von der Betriebsleitung in bestimmtem Umfang
mit der Vertretung ermachtigten Bediensteten unterschreiben ,Im Auftrag".

(4)  Verpflichtungserklarungen oder Vollmachten geméaf} § 5 Absatz 3 EigVO M-V kénnen bis zu
einer Wertgrenze von 75 TEUR bei einmaligen und 50 TEUR bei wiederkehrenden
Leistungen von der Betriebsleitung in einfacher Schriftform ausgefertigt werden.
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§ 6 Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse der Betriebsleitung
Der Betriebsleitung obliegt die laufende Betriebsfliihrung. Hierzu gehoéren alle Geschéafte fur
den Eigenbetrieb, die nicht von grundsatzlicher, Gber den Einzelfall hinausgehender
Bedeutung sind und deshalb keine besondere Beurteilung erfordern, mit einer gewissen
Regelmafigkeit wiederkehren, nach feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden und
far den Betrieb und die Gemeinde sachlich und finanziell nicht von erheblicher Bedeutung
sind. Das umfasst insbesondere auf Grundlage des genehmigten Wirtschaftsplanes

0 den innerbetrieblichen Organisationsablauf und den Personaleinsatz,

0 die Anordnung der notwendigen Instandsetzungsmafinahmen,

0 die Beschaffung von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie Investitionsgitern des
laufenden Bedarfs,

0 den Abschluss von Werkvertragen nach Mafdgabe dieser Satzung,

Dem Betriebsleiter obliegen die Entscheidungen in Angelegenheiten der laufenden
Betriebsfihrung unterhalb der Wertgrenzen des § 8 Abs. 2 und 3 dieser Satzung und Uber
die Aufnahme von Krediten bis zur Hohe des im Wirtschaftsplan festgesetzten und
genehmigten Gesamtbetrages.

Zu den Aufgaben der Betriebsleitung zahlen auch:

0 die Aufstellung des Wirtschaftsplanes und des Jahresabschlusses,

0 die Vorbereitung und Ausfihrung der Beschllsse des Betriebsausschusses und der
Burgerschaft in Angelegenheiten des Betriebes sowie die Ausfuhrung der
Entscheidungen des Oberblrgermeisters,

0 die Teilnahme an den Sitzungen des Betriebsausschusses und der Blrgerschaft,

0 das Erstellen von Zwischenberichten fir den Oberburgermeister und den
Betriebsausschuss.

Die Betriebsleitung entscheidet Uber die Zuschlagserteilung bei der

1. Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen nach Vergabegesetz Mecklenburg-
Vorpommern (VgG M-V), Erlass Uber die Vergabe oOffentlicher Auftrage im
Anwendungsbereich des Vergabegesetzes Mecklenburg-Vorpommern (VEE M-V ) und
Unterschwellenvergabeordnung (UVg0) im Rahmen des bewilligten Wirtschaftsplanes
bis zu einem Auftragswert von 150 TEUR,

2. Vergabe von Bauleistungen nach VOB/A (Vergabe- und Vertragsordnung flr
Bauleistungen - Teil A) im Rahmen des bewilligten Wirtschaftsplanes bis zu einer
Wertgrenze von 200 TEUR,

wobei sich der Auftragswert gemaf} 1. bis 2. bei unbefristeten Dauerschuldverhaltnissen
und bei befristeten Dauerschuldverhaltnissen mit einer Laufzeit von mehr als 48 Monaten
nach dem 4-fachen Jahreswert des Auftrages bestimmt.

Auftrage Uber diesen Wertgrenzen dirfen erst nach Anhérung des Betriebsausschusses
durch die Betriebsleitung vergeben werden. Dringlichkeitsentscheidungen bleiben davon
unberihrt.

Uber die durchgefiihrten Vergabeverfahren ist fiir den Betriebsausschuss ein halbjahrlicher
Bericht zu erstellen. Hiervon ausgenommen sind Direktauftrage bis zu einem Auftragswert
von 5 TEUR.

Die Betriebsleitung entscheidet dartber hinaus in allen Angelegenheiten, die ihr durch die
Burgerschaft, den Betriebsausschuss oder den Oberburgermeister Ubertragen worden sind.

§ 7 Betriebsausschuss
Fur die Angelegenheiten des Betriebes wird ein beschlieflender Ausschuss gebildet, der die
Bezeichnung ,Betriebsausschuss fir den Eigenbetrieb Hanse-Kinder* fuhrt.
Der Betriebsausschuss hat 7 Mitglieder und 7 Stellvertreter, von denen jeweils 2
sachkundige Einwohner sind.
Der Betriebsausschuss wahlt den Vorsitzenden sowie einen Stellvertreter aus seiner Mitte.
Der Betriebsausschuss ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte der Mitglieder und
davon mindestens 3 stimmberechtigte Blrgerschaftsmitglieder anwesend sind.
Die von dem Betriebsausschuss in den Angelegenheiten des Eigenbetriebes und in den
Geschaftsangelegenheiten zu treffenden Entscheidungen und Empfehlungen erfolgen durch
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Beschlussfassung. Jedem Ausschussmitglied stehen in der Sitzung bei der Beratung und,
vorbehaltlich des Satzes 3 dieser Regelung, bei der Beschlussfassung das gleiche Antrags-
und Stimmrecht und eine Stimme zu. Bei Beschlussfassungen lber abschlieRende
Entscheidungen, zu denen der Ausschuss durch § 8 dieser Eigenbetriebssatzung ermachtigt
ist, besitzen nur die Ausschussmitglieder Antrags- und Stimmrecht, die nicht als
sachkundige Einwohner berufen worden sind. Die Abgabe der Stimme eines Burgerschafts-
mitgliedes an einen sachkundigen Blrger, als seinen Stellvertreter, ist ausgeschlossen.

Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen des Ausschusses mit beratender Stimme teil.
Auf Verlangen ist die Betriebsleitung verpflichtet, zu den Beratungsgegenstanden Stellung
zu nehmen. Der Oberblrgermeister nimmt beratend an den Sitzungen des Ausschusses teil.
Dessen Vertretung erfolgt geschaftsplanmafig.

Die Sitzungen des Betriebsausschusses sind nicht 6ffentlich, es sei denn, der Betriebs-
ausschuss bestimmt durch Beschluss etwas anderes. Durch Beschluss des Betriebs-
ausschusses konnen Gaste zu den nicht 6ffentlichen Sitzungen zugelassen werden.

Soweit durch 88§ 7 und 8 nicht gesonderte Regelungen getroffen wurden, gelten im Ubrigen
die Vorschriften der Kommunalverfassung und die der Hauptsatzung der Universitats- und
Hansestadt Greifswald in ihrer jeweiligen giltigen Form Uber die beratenden Ausschiisse
entsprechend.

§ 8 Aufgaben des Betriebsausschusses

Der Betriebsausschuss Uberwacht die Betriebsleitung. Er berat die den Eigenbetrieb

betreffenden Angelegenheiten, die von der Burgerschaft zu entscheiden sind und wirkt fur

den Eigenbetrieb an der Vorbereitung der Beschlusse der Burgerschaft mit.

Der Betriebsausschuss trifft Entscheidungen nach § 6 Absatz 3 EigvO M-V Uber

1. die Genehmigung von Vertragen nach § 38 Absatz 6 Satz 6 und 7 KV M-V,

o die auf einmalige Leistungen innerhalb der Wertgrenzen von 2,5 TEUR bis 150
TEUR gerichtet sind,
0 bei wiederkehrenden Leistungen bis zu einem Jahreswert von 40 TEUR,

2. vorbehaltlich der Erforderlichkeit eines Nachtragswirtschaftsplanes gemaf § 11 dieser
Satzung und der Deckung aus dem Kernhaushalt der Stadt die Zustimmung zu Uber -
und auRerplanmafiigen Aufwendungen sowie zu Uber- und auerplanmafigen
Auszahlungen innerhalb der Wertgrenzen von 25 TEUR bis 380 TEUR,

3. die Verfugung Uber Vermogen des Eigenbetriebs, insbesondere Erwerb, VerauBerung,
Tausch oder die Belastung von Grundstucken innerhalb der Wertgrenzen von 25 TEUR
bis 600 TEUR,

Weiterhin werden folgende Entscheidungen auf den Betriebsausschuss Ubertragen:

1. die Begriindung und Anderung von Miet-, Pacht- und &hnlichen Nutzungsverhéltnissen
Uber Grundsticke und von sonstigen Dauerschuldverhaltnissen ab einem jahrlichen
Zins- oder Jahresbetrag von 20 TEUR bis 150 TEUR; ist eine Verglutung nicht nach
Jahren bemessen, so gilt als jahrlicher Zins- oder Jahresbetrag der Betrag, der
entsprechend dem Verhaltnis der vereinbarten Laufzeit zur vereinbarten Vergutung fur
ein Jahr zu entrichten ware,

2. Uber Erlass, Niederschlagung und Stundung von Abgabenforderungen und sonstigen
Forderungen sowie uber die Aussetzung der Vollziehung von Abgabenbescheiden von
jeweils mehr als 3 TEUR bis 50 TEUR je Einzelfall.

Oberhalb vorgenannter Wertgrenzen entscheidet die Blrgerschaft.

§ 9 Personalangelegenheiten
Fur alle Beschéaftigten des Eigenbetriebes gelten die tariflichen Bestimmungen und
Festlegungen des TV6D (kommunal).
Der Oberblrgermeister ist Dienstvorgesetzter der Betriebsleitung und der weiteren
Bediensteten des Eigenbetriebes. Die Wahrnehmung der Vorgesetztenfunktion gegenuber
allen Beschaftigten des Eigenbetriebes erfolgt durch die Betriebsleitung.
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Dem Oberburgermeister werden die Befugnisse der Blrgerschaft als oberste Dienstbehdrde
nach § 22 Absatz 5 Satz 1 und 2 KV M-V Ubertragen, soweit durch Gesetz oder auf Grund
eines Gesetzes nichts anderes bestimmt ist.

Alle Personalentscheidungen sind nach Mafdgabe der Stellenlibersicht des
Wirtschaftsplanes zu treffen.

§ 10 Berichtspflichten
Die Betriebsleitung hat den Betriebsausschuss und den Oberburgermeister Uber alle
wichtigen Angelegenheiten des Eigenbetriebes rechtzeitig zu unterrichten und auf Verlangen
Auskunft zu erteilen, insbesondere wenn sich das Jahresergebnis gegenlber dem
Erfolgsplan verschlechtert und die Verschlechterung die Haushaltslage der Gemeinde
beeintrachtigen kann oder wenn sich eine Gefahrdung der Liquiditat des Eigenbetriebes
abzeichnet.
Bei erfolgsgefahrdenden Minderertragen hat die Betriebsleitung den Oberblrgermeister
unverzlglich zu unterrichten.
Darlber hinaus hat die Betriebsleitung den Betriebsausschuss und den Oberblrgermeister
mindestens halbjahrlich Uber die Umsetzung des Wirtschaftsplans (insbesondere auch uber
die Investitionsplanung), die Entwicklung der Ertrage und Aufwendungen, der Ein- und
Auszahlungen sowie Uber die Entwicklung der Liquiditat schriftlich zu unterrichten. Daneben
hat die Betriebsleitung dem Oberburgermeister auf Verlangen alle sonstigen Auskunfte
sowie Zwischenberichte auch in klirzeren Abstéanden zu erteilen.

§ 11 Wirtschaftsjahr, Wirtschaftsplan, Wirtschaftsfiihrung

Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

Die Betriebsleitung hat den nach EigVO M-V aufzustellenden Wirtschaftsplan rechtzeitig vor

Beginn des Wirtschaftsjahres Gber den Betriebsausschuss der Burgerschaft zur

Beschlussfassung vorzulegen. Nach§ 25 Abs. 4 i. V. m. Abs. 1 Satz 3 EigVO M- sind

Investitionen oder Investitionsforderungsmaflnahmen einzeln darzustellen und zu erlautern,

deren Gesamtvolumen 100 TEUR Ubersteigt.

Fur die Erforderlichkeit eines Nachtragswirtschaftsplanes werden gemafd § 18 Abs. 2

Satz 3 EigvVO M-V folgende Wertgrenzen festgesetzt:

1. Im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EigvVO M-V gilt

a) ein entstehender Jahresverlust als erheblich, wenn er 5 % der Aufwendungen
Uberschreitet.

b) die Erhéhung eines bereits ausgewiesenen Jahresverlustes um 5 % der festgesetzten
Aufwendungen als wesentlich.

2. Im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2EigVO M-V ist ein Nachtragswirtschaftsplan zu
erstellen, wenn sich zeigt, dass der Saldo aus den Ein- und Auszahlungen des
Wirtschaftsjahres aus der laufenden Geschaftstatigkeit nicht ausreicht, um die
Auszahlungen zur planmagRigen Tilgung von Krediten fir Investitionen und
Investitionsfordermafinahmen zu decken und hierbei eine Deckungsliicke von mehr als
10 % entsteht oder sich eine bereits bestehende Deckungslicke um 10 % der
Auszahlungen aus laufender Geschaftstatigkeit erhoht (erhebliche bzw. wesentlich
erhohte Deckungslicke).

3. Im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EigVO M-V bisher nicht veranschlagte oder
zusatzliche Aufwendungen oder Auszahlungen bei einzelnen Positionen als wesentlich
anzusehen, wenn sie im Einzelfall 3 % der Gesamtaufwendungen oder -auszahlungen
des laufenden Wirtschaftsjahres tbersteigen (Aufwendungen/Auszahlungen in
wesentlichem Umfang).

4. Im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 EigvVO M-V sind Auszahlungen fur bisher nicht
veranschlagte Investitionen oder InvestitionsférderungsmaRnahmen oder Auszahlungen
fUr bereits veranschlagte Investitionen oder Investitionsférderungsmafinahmen
erheblich, wenn sie im Einzelfall die Gesamtauszahlungen fur Investitionen des
laufenden Wirtschaftsjahres um 10 % Ubersteigen. Dies gilt nicht, wenn auf Grund
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zweckbestimmter Einzahlungen oder Ertréage weniger als 10 % des geplanten
Gesamtjahresinvestitionsvolumens aus Mitteln des Eigenbetriebes erbracht werden
muss.

5. Im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 EigVO M-V gelten unabweisbare Auszahlungen fir
Investitionen und InvestitionsférderungsmafRnahmen sowie unabweisbare
Aufwendungen und Auszahlungen fur Instandsetzungen an Bauten und Anlagen als
geringfugig, wenn sie 100 TEUR nicht Gbersteigen.

§ 12 Sonderkasse
Beim Eigenbetrieb wird eine Sonderkasse gefuhrt. Der Eigenbetrieb besitzt ein eigenes
Geschéaftsbankkonto.

§ 13 Leistungsverrechnung
(1) Leistungen zwischen Eigenbetrieb und Stadt sind angemessen zu vergiten.
(2) Der Leistungsverkehr zwischen dem Eigenbetrieb und der Stadt ist unter wirtschaftlichen
Gesichtspunkten zu flihren. Naheres zur Ermittlung der Werte und zum Verfahren kann der
Oberburgermeister durch Dienstanweisung regeln.

§ 14 Wertgrenzen
Die in § 6 Abs. 3 und 4 angegebenen Wertgrenzen sind Nettowerte. Alle anderen genannten
Wertgrenzen sind Nettobetrage ohne Mehrwertsteuer, soweit fur diese Leistungen
Vorsteuerabzugsberechtigung besteht.

§ 15 Inkrafttreten
Die Betriebssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Eigenbetriebssatzung in der Fassung der Satzung aus Beschluss der Burgerschaft B 97-04/14
vom 8.12.2014, aus Beschluss B196-08/15 vom 20.07.2015 und aus Beschluss B 328-13/16
vom 23.05.2016 aufler Kraft.

Greifswald, den.......cceeeveeeenn..

Dr. Stefan Fassbinder
Oberburgermeister Dienstsiegel

Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- oder Formvorschriften verstofRen wurde,
kénnen diese entsprechend § 5 Abs. 5 Kommunalverfassung M-V nach Ablauf eines Jahres seit
dieser offentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden. Diese Einschrankung
gilt nicht fur die Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften.

Greifswald, den ....cveeeeeeeeeviererenns

Dr. Stefan Fassbinder
Oberblrgermeister Dienstsiegel
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erzeit geltende Lesefassung

Neufassung mit gekennzeichneten Anderungen rot, Streichungen blau

Betriebssatzung des Eigenbetriebes der Universitéts- und Hansestadt
Greifswald ,Hanse- Kinder*

Betriebssatzung des Eigenbetriebes der Universitats- und Hansestadt
Greifswald ,,Hanse- Kinder”

in der Fassung der Satzung aus Beschluss der Burgerschaft B 97-
04/14vom 8.12.2014, aus Beschluss B196-08/15 vom 20.07.2015 und
der Anderung aus Beschluss B 328-13/16 vom 23.05.2016

Auf der Grundlage des § 5 der Kommunalverfassung M-V in Verbindung mit
§ 8 der Eigenbetriebsverordnung vom 25. Februar 2008 (GVOBI. M-V S.

71) wird nach Beschluss der Blrgerschaft der Universitats- und Hansestadt
Greifswald vom 23.05.2016 folgende Betriebssatzung in der Fassung aus
Beschluss B 328-13/16 erlassen:

Aufgrund des § 5 der Kommunalverfassung fur das Land
Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V S. 777), zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBI.
M-V S. 467) und § 2 der Eigenbetriebsverordnung (EigvVO M-V) vom
14. Juli 2017 (GVOBI. M-V S. 206) wird nach Beschluss der
Burgerschaft der Universitats- und Hansestadt Greifswald vom
31.08.2020 folgende Betriebssatzung des Eigenbetriebes der
Universitats- und Hansestadt Greifswald ,Hanse- Kinder“ erlassen:

8§ 1 Name und Rechtsstellung des Eigenbetriebes

§ 1 Name und Rechtsstellung des Eigenbetriebes

(1) Der Eigenbetrieb fihrt den Namen ,Hanse-Kinder*. (1) Der Eigenbetrieb fihrt den Namen ,Hanse-Kinder - Eigenbetrieb

der Universitats- und Hansestadt Greifswald®.

(2) Der Eigenbetrieb wird als Sondervermdgen ohne eigene (2) Der Eigenbetrieb wird als Sondervermoégen ohne eigene
Rechtspersonlichkeit auf der Grundlage der gesetzlichen Rechtspersonlichkeit auf der Grundlage der gesetzlichen
Vorschriften und der Bestimmungen dieser Betriebssatzung Vorschriften und der Bestimmungen dieser Betriebssatzung
gefuhrt. gefuhrt.

§ 2 Gegenstand des Eigenbetriebes § 2 Gegenstand des Eigenbetriebes

(1) Gegenstand des Betriebes ist der Betrieb und die Bewirtschaftung (1) Gegenstand des Betriebes ist der Betrieb und die Bewirtschaftung

von Kindertageseinrichtungen in Tragerschaft der Universitats- und
Hansestadt Greifswald entsprechend den jeweils gultigen
Gesetzen.

Der Eigenbetrieb nimmt alle den Betriebszweck férdernde und
wirtschaftlich berihrende Geschafte wahr. Er kann dazu auch Hilfs-
und Nebengeschéafte betreiben.

von sozialen und Bildungseinrichtungen, insbesondere
Kindertageseinrichtungen in Tragerschaft der Universitats- und
Hansestadt Greifswald entsprechend den jeweils gultigen Gesetzen
sowie die Verpflegung von Kindern im schulpflichtigen Alter.

Der Eigenbetrieb nimmt alle den Betriebszweck fordernde und
wirtschaftlich berihrende Geschafte wahr. Er kann dazu auch Hilfs-
und Nebengeschéfte betreiben.

§ 3 Stammkapital
Es wird kein Stammbkapital festgesetzt.

§ 3 Stammkapital
Es wird kein Stammkapital festgesetzt. Zum Zwecke der
Aufgabenerflllung wurden dem Eigenbetrieb das Anlagevermdgen
und die Sonderposten Ubertragen.
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8 4 Leitung des Betriebes
Zur Betriebsleitung wird durch die Burgerschaft ein Betriebsleiter
bestellt.
Weiter wird ebenfalls durch die Blurgerschaft ein Stellvertreter der
Betriebsleitung bestellt.

§ 4 Leitung des Betriebes
Zur Betriebsleitung wird durch die Burgerschaft ein Betriebsleiter
m/w/d) bestellt.
Weiter wird ebenfalls durch die Burgerschaft ein Stellvertreter der
Betriebsleitung (m/w/d) als Abwesenheitsvertretung bestellt.

§ 5 Vertretung des Betriebes

(1) Gesetzlicher Vertreter des Eigenbetriebes und Dienstvorgesetzter
der Betriebsleitung ist der Oberblirgermeister.

(2) Die Betriebsleitung vertritt den Betrieb nach aufien. Die
Vertretungsbefugnis umfasst unbeschadet des Absatzes 1 alle
Angelegenheiten, die in die Entscheidungszustandigkeit der
Betriebsleitung fallen.

(3) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des Eigenbetriebes fur
einzelne oder sich wiederholende Angelegenheiten und fur bestimmte
Sachgebiete mit der Vertretung beauftragen.

4) Verpflichtungserklarungen oder Vollmachten gemaf § 4 Absatz 3
Eigenbetriebsverordnung kdnnen bis zu einer Wertgrenze von 75
TEUR bei einmaligen und 50 TEUR bei wiederkehrenden Leistungen
von der Betriebsleitung in einfacher Schriftform ausgefertigt
werden.

§ 5 Vertretung des Betriebes

(1) Gesetzlicher Vertreter des Eigenbetriebes und Dienstvorgesetzter
der Betriebsleitung ist der OberbUrgermeister.

(2) Die Betriebsleitung vertritt den Betrieb nach aufien. Die
Vertretungsbefugnis umfasst unbeschadet des Absatzes 1 alle
Angelegenheiten, die in die Entscheidungszustandigkeit der
Betriebsleitung fallen. Der Betriebsleiter (m/w/d) und der
Stellvertreter (m/w/d) sind einzelvertretungsberechtigt, wobei der
Umfang der Stellvertretung auf die Abwesenheit des Betriebsleiters
beschrankt ist.

(3) Die Betriebsleitung kann Bedienstete des Eigenbetriebes fur
einzelne oder sich wiederholende Angelegenheiten und fur
bestimmte Sachgebiete mit der Vertretung beauftragen. Die
Betriebsleitung unterzeichnet unter dem Namen des
Eigenbetriebes ohne Angabe eines Vertretungsverhaltnisses. Die
von der Betriebsleitung in bestimmtem Umfang mit der Vertretung
ermachtigten Bediensteten unterschreiben ,Im Auftrag".

(4) Verpflichtungserklarungen oder Vollmachten gemafd § 4-5 Absatz 3
Eigenbetriebsvererdnung EigVO M-V kdnnen bis zu einer
Wertgrenze von 75 TEUR bei einmaligen und 50 TEUR bei
wiederkehrenden Leistungen von der Betriebsleitung in einfacher
Schriftform ausgefertigt werden.

§ 6 Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse der Betriebsleitung

(1) Der Betriebsleitung obliegt die laufende Betriebsfihrung. Hierzu
gehdren alle Geschafte fur den Eigenbetrieb, die nicht von
grundsatzlicher, Gber den Einzelfall hinausgehender Bedeutung
sind und deshalb keine besondere Beurteilung erfordern, mit einer
gewissen Regelmafigkeit wiederkehren, nach feststehenden

§ 6 Aufgaben und Entscheidungsbefugnisse der Betriebsleitung

(1) Der Betriebsleitung obliegt die laufende Betriebsfihrung. Hierzu
gehoren alle Geschafte fur den Eigenbetrieb, die nicht von
grundsatzlicher, Uber den Einzelfall hinausgehender Bedeutung
sind und deshalb keine besondere Beurteilung erfordern, mit einer
gewissen Regelmafiigkeit wiederkehren, nach feststehenden
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Verwaltungsregeln erledigt werden und fur den Betrieb und die
Gemeinde sachlich und finanziell nicht von erheblicher Bedeutung
sind.
Zu den Aufgaben der Betriebsleitung zahlen auch:
1. derinnerbetriebliche Organisationsablauf und der
Personaleinsatz,

2. die Aufstellung des Wirtschaftsplanes und des
Jahresabschlusses,

3. die Vorbereitung und Ausfuhrung der Beschlusse des
Betriebsausschusses und der Burgerschaft in Angelegenheiten
des Betriebes sowie die Ausfuhrung der Entscheidungen des
Oberburgermeisters,

4. die Teilnahme an den Sitzungen des Betriebsausschusses
und der Blrgerschaft,

5. das Erstellen von Zwischenberichten fir den
Oberburgermeister und den Betriebsausschuss.

Die Betriebsleitung trifft Entscheidungen unterhalb der
Wertgrenzen in § 8 Absatz 2 und 3 dieser Satzung und Uber die
Aufnahme von Krediten bis zur HOhe des im Wirtschaftsplan
festgesetzten und genehmigten Gesamtbetrages.
Die Betriebsleitung entscheidet Uber die Zuschlagserteilung bei der
1. Vergabe von Leistungen nach VOL (Verdingungsordnung
fur Leistungen) im Rahmen des bewilligten
Wirtschaftsplanes bis zu einer Wertgrenze bis 150 TEUR,

Verwaltungsregeln erledigt werden und fur den Betrieb und die
Gemeinde sachlich und finanziell nicht von erheblicher Bedeutung
sind. Das umfasst insbesondere auf Grundlage des genehmigten
Wirtschaftsplanes

e den innerbetrieblichen Organisationsablauf und den
Personaleinsatz,

e die Anordnung der notwendigen Instandsetzungsmafinahmen,

e die Beschaffung von Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sowie
Investitionsgutern des laufenden Bedarfs,

e den Abschluss von Werkvertragen nach MafRgabe dieser
Satzung,

Dem Betriebsleiter obliegen auf dieser Grundlage die

Entscheidungen in Angelegenheiten unterhalb der Wertgrenzen des

8§ 8 Abs. 2 und 3 dieser Satzung und Uber die Aufnahme von

Krediten bis zur Hohe des im Wirtschaftsplan festgesetzten und

genehmigten Gesamtbetrages.

Zu den Aufgaben der Betriebsleitung zahlen auch:

e die Aufstellung des Wirtschaftsplanes und des
Jahresabschlusses,

e die Vorbereitung und Ausfuhrung der Beschlisse des
Betriebsausschusses und der Biurgerschaft in Angelegenheiten
des Betriebes sowie die Ausfuhrung der Entscheidungen des
Oberburgermeisters,

e die Teilnahme an den Sitzungen des Betriebsausschusses und
der Blrgerschaft,

e das Erstellen von Zwischenberichten fur den OberbUrgermeister
und den Betriebsausschuss.

e Posdobalonn s i nteeh o idua s oot b edlos

3)
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Die Betriebsleitung entscheidet Uber die Zuschlagserteilung bei der
1. Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen nach Vergabegesetz
Mecklenburg-Vorpommern (VgG M-V), Erlass Uber die Vergabe
offentlicher Auftrage im Anwendungsbereich des Vergabegesetzes
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2. Vergabe von Bauleistungen nach VOB (Verdingungsordnung
fUr Bauleistungen) im Rahmen des bewilligten
Wirtschaftsplanes bis zu einer Wertgrenze von 200 TEUR,

3. Vergabe von freiberuflichen Leistungen nach VOF
(Verdingungsordnung flr freiberufliche Leistungen) im
Rahmen des bewilligten Wirtschaftsplanes bis zu einer
Wertgrenze von 150 TEUR,

wobei sich der Auftragswert gemaf 1. bis.3. bei unbefristeten

Dauerschuldverhaltnissen nach dem 4-fachen Jahreswert des

Auftrages bestimmt.

Auftrage Uber diesen Wertgrenzen durfen erst nach Anhérung des
Betriebsausschusses durch die Betriebsleitung vergeben werden.
Dringlichkeitsentscheidungen bleiben davon unberihrt.

Die Betriebsleitung entscheidet dartber hinaus in allen
Angelegenheiten, die ihr durch die Burgerschaft, den
Betriebsausschuss oder den OberbUrgermeister Ubertragen worden
sind.

Mecklenburg-Vorpommern (VEE M-V) und Unterschwellen-
vergabeordnung (UVg0) VoL (Verdingungsordnungfar-Leistungen)
im Rahmen des bewilligten Wirtschaftsplanes bis zu einerm
Wertgrenze Auftragswert bis von 150 TEUR,

2. Vergabe von Bauleistungen nach VOB/A (Vergabe- und
Vertragsordnung fur Bauleistungen - Teil A) (Merdingungsordnung
forBauleistungen) im Rahmen des bewilligten Wirtschaftsplanes
bis zu einerm Wertgrenze Auftragswert-von 200 TEUR,

S-Vergs SevoR TrerberuTicRe Leist gennac VOR-{Verdingangs
CFERURE “”.E'EE'EEE EI:ESEE. €6 }. Rahmen-des 150
FEUR;

wobei sich der Auftragswert gemafd 1. bis 3 2. bei unbefristeten
Dauerschuldverhaltnissen und bei befristeten
Dauerschuldverhaltnissen mit einer Laufzeit von mehr als 48
Monaten nach dem 4-fachen Jahreswert des Auftrages bestimmt.
Auftrage Uber diesen Wertgrenzen durfen erst nach Anhérung des
Betriebsausschusses durch die Betriebsleitung vergeben werden.
Dringlichkeitsentscheidungen bleiben davon unberuhrt.

Uber die durchgefiihrten Vergabeverfahren ist fiir den
Betriebsausschuss ein halbjahrlicher Bericht zu erstellen. Hiervon
ausgenommen sind Direktauftrage bis zu einem Auftragswert von
5 TEUR.

Die Betriebsleitung entscheidet dartber hinaus in allen
Angelegenheiten, die ihr durch die Burgerschaft, den
Betriebsausschuss oder den Oberblrgermeister Ubertragen worden
sind.

§ 7 Betriebsausschuss

(1)

FUr die Angelegenheiten des Betriebes wird ein beschliefiender
Ausschuss gebildet, der die Bezeichnung ,Betriebsausschuss fur
den Eigenbetrieb Hanse-Kinder fuhrt.

Der Betriebsausschuss hat 7 Mitglieder und 7 Stellvertreter, von
denen jeweils 2 sachkundige Einwohner sind.

Der Betriebsausschuss wahlt den Vorsitzenden sowie einen
Stellvertreter aus seiner Mitte.

§ 7 Betriebsausschuss

(1)

Fur die Angelegenheiten des Betriebes wird ein beschliefRender
Ausschuss gebildet, der die Bezeichnung ,Betriebsausschuss fur
den Eigenbetrieb Hanse-Kinder® fuhrt.

Der Betriebsausschuss hat 7 Mitglieder und 7 Stellvertreter, von
denen jeweils 2 sachkundige Einwohner sind.

Der Betriebsausschuss wahlt den Vorsitzenden sowie einen
Stellvertreter aus seiner Mitte.
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Die von dem Betriebsausschuss in den Angelegenheiten des
Eigenbetriebes und in den Geschaftsangelegenheiten zu treffenden
Entscheidungen und Empfehlungen erfolgen durch
Beschlussfassung. Jedem Ausschussmitglied stehen in der Sitzung
bei der Beratung und, vorbehaltlich des Satzes 3 dieser Regelung,
bei der Beschlussfassung das gleiche Antrags- und Stimmrecht und
eine Stimme zu. Bei Beschlussfassungen uber abschlieRende
Entscheidungen, zu denen der Ausschuss durch § 8 dieser
Eigenbetriebssatzung ermachtigt ist, besitzen nur die
Ausschussmitglieder Antrags- und Stimmrecht, die nicht als
sachkundige Einwohner berufen worden sind.

Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen des Ausschusses mit
beratender Stimme teil. Auf Verlangen ist die Betriebsleitung
verpflichtet, zu den Beratungsgegenstanden Stellung zu nehmen.
Der Oberblrgermeister nimmt beratend an den Sitzungen des
Ausschusses teil. Dessen Vertretung erfolgt geschaftsplanmagig.
Die Sitzungen des Betriebsausschusses sind nicht 6ffentlich, es sei
denn, der Betriebsausschuss bestimmt durch Beschluss etwas
anderes. Durch Beschluss des Betriebsausschusses kdnnen Gaste
zu den nicht 6ffentlichen Sitzungen zugelassen werden.

Soweit durch 8§ 7 und 8 nicht gesonderte Regelungen getroffen
wurden, gelten im Ubrigen die Vorschriften der
Kommunalverfassung und die der Hauptsatzung der Universitats-
und Hansestadt Greifswald in ihrer jeweiligen giltigen Form Uber
die beratenden Ausschusse entsprechend.

Der Betriebsausschuss ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte
der Mitglieder und davon mindestens 3 stimmberechtigte
Bargerschaftsmitglieder anwesend sind.
Die von dem Betriebsausschuss in den Angelegenheiten des
Eigenbetriebes und in den Geschaftsangelegenheiten zu treffenden
Entscheidungen und Empfehlungen erfolgen durch
Beschlussfassung. Jedem Ausschussmitglied stehen in der Sitzung
bei der Beratung und, vorbehaltlich des Satzes 3 dieser Regelung,
bei der Beschlussfassung das gleiche Antrags- und Stimmrecht und
eine Stimme zu. Bei Beschlussfassungen tber abschlieRende
Entscheidungen, zu denen der Ausschuss durch § 8 dieser
Eigenbetriebssatzung ermachtigt ist, besitzen nur die
Ausschussmitglieder Antrags- und Stimmrecht, die nicht als
sachkundige Einwohner berufen worden sind. Die Abgabe der
Stimme eines Burgerschaftsmitgliedes an einen sachkundigen
Burger, als seinen Stellvertreter, ist ausgeschlossen.
Die Betriebsleitung nimmt an den Sitzungen des Ausschusses mit
beratender Stimme teil. Auf Verlangen ist die Betriebsleitung
verpflichtet, zu den Beratungsgegenstanden Stellung zu nehmen.
Der OberbUrgermeister nimmt beratend an den Sitzungen des
Ausschusses teil. Dessen Vertretung erfolgt geschaftsplanmagig.
Die Sitzungen des Betriebsausschusses sind nicht 6ffentlich, es sei
denn, der Betriebsausschuss bestimmt durch Beschluss etwas
anderes. Durch Beschluss des Betriebsausschusses kdnnen Géaste
zu den nicht 6ffentlichen Sitzungen zugelassen werden.
Soweit durch 8§ 7 und 8 nicht gesonderte Regelungen getroffen
wurden, gelten im Ubrigen die Vorschriften der
Kommunalverfassung und die der Hauptsatzung der Universitats-
und Hansestadt Greifswald in ihrer jeweiligen gultigen Form Uber
die beratenden Ausschusse entsprechend.

§ 8 Aufgaben des Betriebsausschusses

(1)

Der Betriebsausschuss berat die den Eigenbetrieb betreffenden
Angelegenheiten, die von der Burgerschaft zu entscheiden sind.

§ 8 Aufgaben des Betriebsausschusses

(1)

Der Betriebsausschuss Uberwacht die Betriebsleitung. Er berat die
den Eigenbetrieb betreffenden Angelegenheiten, die von der
Burgerschaft zu entscheiden sind und wirkt fur den Eigenbetrieb an
der Vorbereitung der Beschllsse der Burgerschaft mit.
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(2)

Der Betriebsausschuss trifft Entscheidungen nach § 5 Absatz 2

Eigenbetriebsverordnung tuber

1. die Genehmigung von Vertragen nach § 38 Absatz 6 Satz 6
und 7 KV M-V,

o die auf einmalige Leistungen innerhalb der Wertgrenzen von
2,5 TEUR bis 150 TEUR gerichtet sind,

o0 bei wiederkehrenden Leistungen bis zu einem Jahreswert von
40 TEUR,

2. vorbehaltlich der Erforderlichkeit eines
Nachtragswirtschaftsplanes gemafd § 11 dieser Satzung
und der Deckung aus dem Kernhaushalt der Stadt die
Zustimmung zu erfolgsgefahrdenden Uber - und
auflerplanmagigen Aufwendungen sowie zu Gber- und
auferplanmaigen Auszahlungen innerhalb der
Wertgrenzen von 25 TEUR bis 380 TEUR,

3. die Verfugung Uber Vermogen des Eigenbetriebs,
insbesondere Erwerb, VerauBerung, Tausch oder die
Belastung von Grundstlcken innerhalb der Wertgrenzen
von 25 TEUR bis 600 TEUR,

Weiterhin werden folgende Entscheidungen auf den

Betriebsausschuss Ubertragen:

1. die Begriindung und Anderung von Miet-, Pacht- und
ahnlichen Nutzungsverhaltnissen Uber Grundstiicke und
von sonstigen Dauerschuldverhaltnissen im Rahmen des
bewilligten Wirtschaftsplanes ab einem jahrlichen Zins- oder
Jahresbetrag von 20 TEUR bis 150 TEUR netto; ist eine
Vergutung nicht nach Jahren bemessen, so gilt als jahrlicher
Zins- oder Jahresbetrag der Betrag, der entsprechend dem
Verhaltnis der vereinbarten Laufzeit zur vereinbarten
Vergutung fur ein Jahr zu entrichten ware,

2. Uber Erlass, Niederschlagung und Stundung von
Abgabenforderungen und sonstigen Forderungen sowie
Uber die Aussetzung der Vollziehung von
Abgabenbescheiden von jeweils mehr als 3 TEUR bis 50
TEUR je Einzelfall.

Oberhalb vorgenannter Wertgrenzen entscheidet die Blrgerschaft.

(2)

1.

Der Betriebsausschuss trifft Entscheidungen nach § 5 6 Absatz 2 3

EigvO M-V Uber

die Genehmigung von Vertragen nach § 38 Absatz 6 Satz 6

und 7 KV M-V,

o die auf einmalige Leistungen innerhalb der Wertgrenzen

von 2,5 TEUR bis 150 TEUR gerichtet sind,

o0 bei wiederkehrenden Leistungen bis zu einem

Jahreswert von 40 TEUR,

2. vorbehaltlich der Erforderlichkeit eines
Nachtragswirtschaftsplanes gemafd § 11 dieser Satzung
und der Deckung aus dem Kernhaushalt der Stadt die
Zustimmung zu erfelgsgefahrdenden Uber - und
auflerplanmagigen Aufwendungen sowie zu Uber- und
auRerplanmagigen Auszahlungen innerhalb der
Wertgrenzen von 25 TEUR bis 380 TEUR,

3. die Verfugung Uber Vermdgen des Eigenbetriebs,
insbesondere Erwerb, Verauerung, Tausch oder die
Belastung von Grundstlicken innerhalb der Wertgrenzen
von 25 TEUR bis 600 TEUR,

Weiterhin werden folgende Entscheidungen auf den

Betriebsausschuss Ubertragen:

1. die Begriindung und Anderung von Miet-, Pacht- und
ahnlichen Nutzungsverhaltnissen Uber Grundsticke und
von sonstigen Dauerschuldverhaltnissen im-Rahmen-des
bewilligten-Wirtsehaftsplanes-ab einem jahrlichen Zins- oder
Jahresbetrag von 20 TEUR bis 150 TEUR retto; ist eine
Vergutung nicht nach Jahren bemessen, so gilt als jahrlicher
Zins- oder Jahresbetrag der Betrag, der entsprechend dem
Verhaltnis der vereinbarten Laufzeit zur vereinbarten
Vergutung fur ein Jahr zu entrichten ware,

2. Uber Erlass, Niederschlagung und Stundung von
Abgabenforderungen und sonstigen Forderungen sowie
Uber die Aussetzung der Vollziehung von
Abgabenbescheiden von jeweils mehr als 3 TEUR bis 50
TEUR je Einzelfall.

Oberhalb vorgenannter Wertgrenzen entscheidet die Blrgerschaft.
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8§ 9 Personalangelegenheiten

(1)

(3)

Der OberbUrgermeister ist Dienstvorgesetzter der Betriebsleitung
und der weiteren Bediensteten des Eigenbetriebes. Die
Wahrnehmung der Vorgesetztenfunktion gegenuber allen
Beschaftigten des Eigenbetriebes erfolgt durch die Betriebsleitung.
Dem Oberburgermeister werden die Befugnisse der Burgerschaft
als oberste Dienstbehorde nach § 22 Absatz 5 Satz 1 und 2 KV M-V
Ubertragen, soweit durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
nichts anderes bestimmt ist.

Alle Personalentscheidungen sind nach MaRRgabe der
Stellenubersicht des Wirtschaftsplanes zu treffen.

§ 9 Personalangelegenheiten

(1)

(2)

(4)

Far alle Beschaftigten des Eigenbetriebes gelten die tariflichen
Bestimmungen und Festlegungen des TVAD (kommunal).

Der Oberbirgermeister ist Dienstvorgesetzter der Betriebsleitung
und der weiteren Bediensteten des Eigenbetriebes. Die
Wahrnehmung der Vorgesetztenfunktion gegenuiiber allen
Beschaftigten des Eigenbetriebes erfolgt durch die Betriebsleitung.
Dem Oberburgermeister werden die Befugnisse der Blrgerschaft
als oberste Dienstbehorde nach § 22 Absatz 5 Satz 1 und 2 KV M-V
Ubertragen, soweit durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes
nichts anderes bestimmt ist.

Alle Personalentscheidungen sind nach MafRgabe der
Stellenubersicht des Wirtschaftsplanes zu treffen.

§ 10 Berichtspflichten

(1)

Die Betriebsleitung hat den Betriebsausschuss und den
Oberburgermeister Uber alle wichtigen Angelegenheiten des
Eigenbetriebes rechtzeitig zu unterrichten und auf Verlangen
Auskunft zu erteilen, insbesondere wenn sich das Jahresergebnis
gegenuber dem Erfolgsplan verschlechtert und die
Verschlechterung die Haushaltslage der Gemeinde beeintrachtigen
kann oder wenn sich eine Gefahrdung der Liquiditat des
Eigenbetriebes abzeichnet.

Bei erfolgsgefahrdenden Minderertragen hat die Betriebsleitung
den Oberburgermeister unverzaglich zu unterrichten.

Uber die durchgefiihrten Vergabeverfahren hat die Betriebsleitung
den Betriebsausschuss und den Oberburgermeister jahrlich zu
berichten.

DarUber hinaus hat die Betriebsleitung den Betriebsausschuss und
den Oberburgermeister vierteljahrlich Gber die Umsetzung des
Wirtschaftsplans (insbesondere auch Uber die Investitionsplanung),
die Entwicklung der Ertrage und Aufwendungen, der Ein- und
Auszahlungen sowie Uber die Entwicklung der Liquiditat schriftlich

§ 10 Berichtspflichten

(1)

Die Betriebsleitung hat den Betriebsausschuss und den
Oberburgermeister Uber alle wichtigen Angelegenheiten des
Eigenbetriebes rechtzeitig zu unterrichten und auf Verlangen
Auskunft zu erteilen, insbesondere wenn sich das Jahresergebnis
gegenuber dem Erfolgsplan verschlechtert und die
Verschlechterung die Haushaltslage der Gemeinde beeintrachtigen
kann oder wenn sich eine Gefahrdung der Liquiditat des
Eigenbetriebes abzeichnet.

Bei erfolgsgefahrdenden Minderertragen hat die Betriebsleitung

DarUber hinaus hat die Betriebsleitung den Betriebsausschuss und
den OberbUrgermeister-viertelighrlich mindestens halbjahrlich Gber
die Umsetzung des Wirtschaftsplans (insbesondere auch Uber die
Investitionsplanung), die Entwicklung der Ertrage und
Aufwendungen, der Ein- und Auszahlungen sowie Uber die
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zu unterrichten. Daneben hat die Betriebsleitung dem
Oberburgermeister auf Verlangen alle sonstigen Auskunfte sowie
Zwischenberichte auch in kirzeren Abstanden zu erteilen.

Entwicklung der Liquiditat schriftlich zu unterrichten. Daneben hat
die Betriebsleitung dem Oberburgermeister auf Verlangen alle
sonstigen Auskunfte sowie Zwischenberichte auch in klrzeren
Abstanden zu erteilen.

§ 11 Wirtschaftsjahr, Wirtschaftsplan, Wirtschaftsfiihrung

(1)
(2)

Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

Die Betriebsleitung hat den aufzustellenden Wirtschaftsplan mit
den Bereichswirtschaftsplanen bis spatestens zum 31.10. eines
jeden Jahres Uber den Betriebsausschuss dem Oberblrgermeister
vorzulegen. Bei Aufstellung des Wirtschaftsplanes hat sich die
Betriebsleitung hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen auf den
gemeindlichen Haushalt rechtzeitig mit dem Amt fur Wirtschaft und
Finanzen abzustimmen.

Nach § 16 Absatz 3 Eigenbetriebsverordnung in Verbindung mit § 4

§
(1)
(2)

11 Wirtschaftsjahr, Wirtschaftsplan, Wirtschaftsfiihrung

Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

Die Betriebsleitung hat den nach EigVO M-V aufzustellenden
Wirtschaftsplan mit-den-Bereichswirtschaftsplanen-bisspatestens
zom-3410-einesjedendahresrechtzeitig vor Beginn des
Wirtschaftsjahres Uber den Betriebsausschuss dem
Oberbirgermeister der Blrgerschaft zur Beschlussfassung
vorzulegen. Beiiuistetunddes irisehatosloneshatsiehdie
Eomdoboloben i hinsiehishdo o nsi oo ates e do s o d o

g; eindlichen Haushalt-rechizeitig-mitdem-AmtfirWirisehaftune

3) Nach§ 25 Abs. 4i. V. m. Abs 1 Satz 3 EigVO M-V in-Verbindung-mit 84

Absatz 12 und 13 Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik sind
Investitionen oder Investitionsférderungsmafnahmen einzeln
darzustellen und zu erlautern, deren Gesamtvolumen 10 TEUR
Ubersteigt.

Llhonvnd Ao Comaipdehnueho s orerdiiuncs e ool sind

Investitionen oder Investitionsféorderungsmafinahmen einzeln
darzustellen und zu erlautern, deren Gesamtvolumen 100 TEUR
Ubersteigt.

Fur die Erforderlichkeit eines Nachtragswirtschaftsplanes werden

gemafR § 14 Absatz 7 Eigenbetriebsverordnung in Verbindung mit §

48 Kommunalverfassung folgende Wertgrenzen festgesetzt:

1. Im Sinne des § 48 Absatz 2 Nummer 1
Kommunalverfassung gilt

a) ein Jahresverlust als erheblich, wenn er 5 vom Hundert
der Aufwendungen Uberschreitet.

b) die Erh6hung eines bereits ausgewiesenen
Jahresverlustes um 5 vom Hundert der festgesetzten
Aufwendungen als wesentlich.

(4)

Fuar die Erforderlichkeit eines Nachtragswirtschaftsplanes werden
gemafl § 18 Abs. 2 Satz 3 EigVO M-V §44-Absatz 7

£ : . bi g 48
Kemmunalverfassungfolgende Wertgrenzen festgesetzt:

1. Im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EigVO M-V §48

Lhooiz i blumme emraanabiarnecunadilt

a) ein entstehender Jahresverlust als erheblich, wenn er 5
% vorm-Hundert der Aufwendungen Uberschreitet.

b) die Erh6hung eines bereits ausgewiesenen
Jahresverlustes um 5 % vem-Hundert der festgesetzten
Aufwendungen als wesentlich.

2. Im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2EigVO M-V ist ein
Nachtragswirtschaftsplan zu erstellen, wenn sich zeigt, dass
der Saldo aus den Ein- und Auszahlungen des
Wirtschaftsjahres aus der laufenden Geschaftstatigkeit
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2.

Im Sinne des § 48 Absatz 2 Nummer 3

Kommunalverfassung sind

a) Mehraufwendungen als erheblich anzusehen, wenn sie
im Einzelfall 3 vom Hundert der Gesamtaufwendungen
des laufenden Wirtschaftsjahres Ubersteigen.

b) Mehrauszahlungen fur Investitionen als erheblich
anzusehen, wenn sie im Einzelfall 200.000 EUR fur
Investitionen des laufenden Wirtschaftsjahres
Ubersteigen.

Im Sinne des § 48 Absatz 3 Nummer 1
Kommunalverfassung gelten unabweisbare
Auszahlungen fur Investitionen und
Investitionsforderungsmafinahmen als geringflgig,

nicht ausreicht, um die Auszahlungen zur planmagigen
Tilgung von Krediten flur Investitionen und
Investitionsférdermainahmen zu decken und hierbei eine
Deckungslicke von mehr als 10 % entsteht oder sich eine
bereits bestehende Deckungslicke um 10 % der
Auszahlungen aus laufender Geschaftstatigkeit erhoht
(erhebliche bzw. wesentlich erhohte Deckungslicke).
Im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EigVO M-V §48
plhoom bl o2 e rar o hom s nns s ind
?) e .'E’HI’ ehaungen ais-erheblich-anzusehen, wenn sie
E Z: a3 ;!E. ' El Eﬁ E.E e E..ESE Ea.t 'E_' GHREE

bisher nicht veranschlagte oder zusatzliche Aufwendungen
oder Auszahlungen bei einzelnen Positionen als wesentlich
anzusehen, wenn sie im Einzelfall 3 % der
Gesamtaufwendungen oder -auszahlungen des laufenden
Wirtschaftsjahres Ubersteigen. (Aufwendungen/
Auszahlungen in wesentlichem Umfang)
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| . laufenden Wirtschaftsial

Im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 EigVO M-V sind

Auszahlungen flr bisher nicht veranschlagte Investitionen
oder InvestitionsférderungsmafRnahmen oder Auszahlungen
fUr bereits veranschlagte Investitionen oder
Investitionsférderungsmafinahmen erheblich, wenn sie im
Einzelfall die Gesamtauszahlungen fur Investitionen des
laufenden Wirtschaftsjahres um 10 % Ubersteigen. Dies gilt
nicht, wenn auf Grund zweckbestimmter Einzahlungen oder
Ertrage weniger als 10 % des geplanten
Gesamtjahresinvestitionsvolumens aus Mitteln des
Eigenbetriebes erbracht werden muss.

Im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 EigVO M-V §48

Alhooeeblomreemmmenohictoccuncgelten
unabweisbare Auszahlungen fur Investitionen und
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wenn sie 100.000 EUR fur die Investitionstatigkeit
nicht Gbersteigen.

InvestitionsférderungsmafRnahmen sowie unabweisbare
Aufwendungen und Auszahlungen fur Instandsetzungen an
Bauten und Anlagen als geringflgig, wenn sie 100-600

TEUR fordie-tnvestitionstatigkeit nicht Ubersteigen.

§ 12 Sonderkasse

(1) Beim Eigenbetrieb wird eine Sonderkasse gefuhrt, die mit der
Gemeindekasse verbunden ist. Der Eigenbetrieb besitzt ein eigenes
Geschaftsbankkonto.

§ 12 Sonderkasse
Beim Eigenbetrieb wird eine Sonderkasse gefuhrt.-gie-mit-der
Gemeindekasse-verbunden-ist: Der Eigenbetrieb besitzt ein eigenes
Geschaftsbankkonto.

8§ 13 Leistungsverrechnung

(1) Leistungen zwischen Eigenbetrieb und Stadt sind angemessen zu
vergiten.
(2) Der Leistungsverkehr zwischen dem Eigenbetrieb und der Stadt ist

unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu fihren. Naheres zur
Ermittlung der Werte und zum Verfahren kann der
Oberburgermeister durch Dienstanweisung regeln.

§ 13 Leistungsverrechnung

(1) Leistungen zwischen Eigenbetrieb und Stadt sind angemessen zu
verguten.

(2) Der Leistungsverkehr zwischen dem Eigenbetrieb und der Stadt ist

unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu fihren. Naheres zur

Ermittlung der Werte und zum Verfahren kann der

Oberburgermeister durch Dienstanweisung regeln.

§ 14 Wertgrenzen

Die in § 6 Abs. 3 und 4 angegebenen Wertgrenzen sind Nettowerte. Alle
anderen genannten Wertgrenzen sind Nettobetrage ohne Mehrwertsteuer,
soweit fur diese Leistungen Vorsteuerabzugsberechtigung besteht.

§ 14 Inkrafttreten
(1) Die Betriebssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in
Kraft.

§ 145 Inkrafttreten

H——Die Betriebssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Eigenbetriebssatzung in der Fassung der Satzung
aus Beschluss der Burgerschaft B 97-04/14 vom 8.12.2014, aus
Beschluss B196-08/15 vom 20.07.2015 und aus Beschluss B 328-13/16
vom 23.05.2016 aufler Kraft.

Greifswald, den 4. Juli 2016

Dr. Stefan Fassbinder

OberbUrgermeister Dienstsiegel

Greifswald, den.......eeeeeeeeenn.

Dr. Stefan Fassbinder

OberbUrgermeister Dienstsiegel
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Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- oder
Formvorschriften verstofRen wurde, kdnnen diese entsprechend § 5
Abs. 5 der Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern nach Ablauf eines Jahres seit dieser 6ffentlichen
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden. Diese
Einschrankung gilt nicht fur die Verletzung von Anzeige-,
Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften.

Greifswald, den 4.Juli 2016

Dr. Stefan Fassbinder

Oberburgermeister Dienstsiegel

(Die o6ffentliche Bekanntmachung im Internet erfolgte am
15.07.2016)

Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- oder
Formvorschriften versto3en wurde, kdnnen diese entsprechend § 5
Abs. 5 Kommunalverfassung M-V nach Ablauf eines Jahres seit
dieser offentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht
werden.

Diese Einschrankung gilt nicht fur die Verletzung von Anzeige-,
Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften.

Greifswald, den ...ccceeeeeeeiiiieeeeeieeennes

Dr. Stefan Fassbinder

Oberburgermeister Dienstsiegel

11




	Beschluss
	Anlage  1 Neufassung Betriebssatzung des Eigenbetriebes Hanse-Kinder
	Anlage  2 Synopse Änderung Betriebssatzung des Eigenbetriebes Hanse-Kinder

